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KAFISTEN LÜTHKE

Antragsgegner und
Beschwerdeführer,

Landgericht Berlin
Beschluss

Geschäftsnurnmeri 84 T 434/09 B
382 XIV 265/09 B Amtsgericht Tiergarten

In der Freiheitsentziehungssache
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derzeit unbekannten Aufenthalts,

- Verfahrensbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Karsten Lüthke,
Einemstraße 16, 10785 Berlin -

Antraqsteller:
Bundespolizeiinspektion Berlin-Tegel,
Kurt-Schumacher-Damm 1 3405 Berlin,

Weiterer Beteilioter:
Bundespolizeidirektion Bedin (BPOLD),
Schnellerstraße 1394 / 140, 12239 Betlin,

Beschwerdegegner,

. hat die Zivilkammer 84 des Landgerichts Berlin auf die Beschwerde des BetrofFenen vom

13. Oktober 2009 gegen den Beschluss des Amtsgerichts Tiergarten vom 30. September 2009

am 10. Februar 2010 beschlossen:

Es wird festgeslellt, dass die in der Zeil vom 30.09.2009 bis zum 18.10.2109 vollzogene

Freiheitsentziehung des Belroffenen rechtswidrig war.

Dem Belroffenen wird für das Beschwerdeverfahren verfahrenskostenhilfe unter Bei-

ordnung seines Verfahrensbevollmächtigten bewill igt.





Die Bundespolizeiinspektion Flughafen Berlin-Tegel entl ieß den Betroffenen am 1 8.10.2009 aus

dem Abschiebegewahrsam und sah vom weiteren Vollzug der Haft ab. Zur BegrÜndung der Ent-

lassung gibt die Bundespolizeidirektion Berlin in ihrer Stellungnahme vom 11.01.2010 an, die EnF

lassung sei erfolgt, weil der Betroffene gegen seine Rückführung in die Hellenische Republik eine

Petitjon an den Deutschen Bundestag gerichtet habe (Blatt 56 der Gerichtsakte). Auf Antrag des

Betroffenen vom 23.1 1.2009 verpflichtete das Verwaltungsgericht Berlin die Bundesrepublik

Deutschland, sicherzustellen, dass die Abschiebung des Betroffenen vorläufig nicht vollzogen

wird. Das BAMF wies den Asylantrag des Betroffenen durch Bescheid vom '12.10.2009 als unzu-

lässig zurück, weil Griechenland für die Bearbeitung des Verfahrens zuständig sei

Der Betroffene hält seinen Antrag auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der Haftanordnung auf-

recht.

Der Beschwerdegegner ist dem Rechtsmittel entgegengetreten. Er meint, das Amtsgericht sei

zutreffend von der Entziehungsabsicht des Betroffenen ausgegangen. Hinderungsgründe betref-

fend die geplante Zurückschiebung des Betroffenen in die Hellenische Republik in den dafür vor-

gesehenen Fristen hätten nicht bestanden.

Der Verwaltungsvorgang hat der Kammer vorgelegen.

 .

Gemäß Art. 11'l Abs. 'l Satz 2, Abs. 2 des Gesetzes zur Reform des Verfahrens in Familiensa-

chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG-RG) vom 17. Dezembe(

2008 (BGBI. Jahrgang 2008, Teil l , Nr. 61, S. 2586-2743) richtet sich das Rechtsmittel des Be-

troffenen nach den Vorschriften des am 01.09.2009 in Kraft getretenen FamFG. Danach ist die

Beschwerde des Betroffenen gemäß SS 58 Abs. '1, 429 FamFG statthaft. lnsbesondere hat sie

sein Verfahrensbevollmächtigter im Sinne von S 63 Abs. '1 FamFG fristgerecht und beim zuständi-

gen Ausgangsgericht eingelegt. Auch beantragt der Betroffene nach seiner Entlassung in zulässi-

ger Weise die Feststellung der Rechtswidrigkeit der vollzogenen Haftanordnung.

Die Beschwerde ist auch begründet, denn es ist festzustellen, dass die in der Zeit vom 30.09.2009

bis zum '18.10.2009 vollzogene Haftanordnung rechtswidrig war.

Nach S 57 Abs. I Satz'l AufenthG soll ein Ausländer, der unerlaubt eingereist ist, innerhalb von

sechs Monaten nach Grenzübertritt zurückgeschoben werden. Nach S 57 Abs. 1 Satz 2 AufenthG

ist die Zurückschiebung abweichend davon auch zulässig, wenn ein anderer Staat aul Grund einer

zwischenstaatlichen Übemahmevereinbarung zur Ubernahme des Ausländers verpflichtet ist. Auf

die Anordnung der Haft zur Sicherung der Zurückschiebung findet S 62 AufenthG entsprechende



Anwendung, S 57 Abs. 3 AufenthG. Die Haft zur Sicherung der Zurückschiebung ist daher anzu-

ordnen, wenn einer der Haftgründe des S 62 Abs. 2 Satz I AufenthG gegeben ist

Unabhängig davon, ob der Betroffene den Haftgrund des S 62 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 Aufenthc ver-

wirklicht hatte, setzt die Freiheitsentziehung nach S 417 Abs. 1 FamFG jedoch den Ankag der

zuständigen Verwaltungsbehörde voraus. lnsoweit kommt es nach ständiger Auffassung der

Kammer darauf an, dass die Bundespolizeidirektion Berlin den Haft- und Haftverlängerungsanttag

gestellt hat.

Gemäß S 71 Abs. 3 Ziffer 1 AufenthG sind die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüber-

schreitenden Verkehrs beauftragten Behörden u. a. für die Beantragung von Haft zuständig (sog.

Grenzbehörden), wobei der Grenzschutz gemäß S 2 BPoIG der Bundespolizei obliegt Nach S 2

Abs. 2 der Verordnung über die Zuständigkeit der Bundespolizeibehörden (BPolZV) vom

22.02.2008 sind für die Zurückschiebung an der Grenze und die Rückführung von Ausländern aus

und in andere Staaten nach S 71 Abs. 3 Nr. 1 Aufenthc die 'Bundespolizeibehörden bundesweit

zuständig", wobei S 57 Abs. 1 BPoIG die Bundespolizeiinspektionen nicht als Bundespolizeibehör-

den nennt, weswegen eine Antragstellung durch die Bundespolizeiinspektion Berlin-Tegel nicht als

ausreichend angesehen werden kann. Vorliegend erfolgte die Antragstellung auf Haftverlängerung

vom 25.09.2009 jedoch ausschließlich durch die Bundespolizeiinspektion Flughafen Berlin-Tegel

(vgl. deren Schreiben vom 25.09.2009, Blatt 14 der Gerichtsakte) und es liegt auch keine spätere

Übernahme des Haftverlängerungsantrages durch die Bundespolizeidirektion vor.

Die Rechtswidrigkeit der Haftanordnung folgt bereits aus diesem Grund. Ob def Haftanordnung

sonstige Gründe entgegenstanden, insbesondere eine tJnmöglichkeit der Durchführung der Ab-

schiebung innerhalb der Frist des S 62 Abs. 2 Satz 4 Aufenthc angesichts der Entscheidungen

des Bundesverfassungsgerichts vom 08.09.2009 im Verfahren 2 BvQ 56/09, vom 23.09.2009 im

Vefahren 2 BvQ 68/09, vom 09. 10.2009 im Verfahren 2 BvQ 72109 und vom 05.1 1.2009 im Ver-

fahren 2 BvQ 77109, kann in dem vodiegenden Verfahren daher ausdrücklich dahingestellt blei-

ben.



I t .

Aus den zu Ziffer ll. dargelegten Gründen war dem Betroffenen daher auch Verfahrenskostenhilfe

unter Beiordnung seines Verfahrensbevollmächtigten zu gewähren, SS 76 ff FamFG' SS 1 14 ff.

zPo.

Grüter Lemmel Dr. Seifert

Ausgefertigt
'.\t r"s n

Quinger 
' 
Y

JustizangeS\ellte


